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4- AZR 601/78 
3 Sa 130/77 Berlin

Verkündet am 
13. August 1980
gez. Haust,
Regi erungsobersekretärin 
als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

Int Namen des Volkes!

Urteil

In Sachen

pp.

hat der Vierte Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der 
mündlichen Verhandlung vom 16. Juli 1980 durch den Vorsitzenden 
Richter Dr. Neumann, die Richter Dr. Röhsler und Dr. Etzel 
sowie die ehrenamtlichen Richter Dr. Börner und Rudolf für 
Recht erkannt:

Die Revision des beklagten Landes gegen das 
Urteil des Landesarbeitsgerichts Berlin vom 
2. Mai 1978 - 5 Sa 130/77 - wird auf Kosten 
des beklagten Landes zurückgewiesen.
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Tatbestand:

Der tarifgebundene Kläger ist seit 1951 bei den Berli­
ner Verkehrsbetrieben (BVG), die das beklagte Land als 
Eigenbetrieb betreibt, beschäftigt. Auf das Arbeitsverhält­
nis findet der BMT-G II Anwendung.

Der Kläger war zuletzt als Rangierer auf dem Autobus­
betriebshof Z beschäftigt und erhielt zu seiner
Vergütung nach Lohngruppe F 1 eine Zulage von 15 v.H. zum 
Monatstabellenlohn. Auf dem Autobusbetriebshof Z 
oblag ihm die Leitung der rechtzeitigen Bereitstellung 
der Omnibusse. Außerdem vertrat er den BetriebshofVor­
steher und dessen Vertreter bei deren Abwesenheit. Fahr­
dienste hatte der Kläger nicht zu leisten.

Der Kläger war früher Vorsitzender des örtlichen Per­
sonalrats. Nachdem er wegen einer tätlichen Auseinander­
setzung mit seinem Vertreter am 16. Dezember 1976 einen 
Verweis erhalten hatte, war er im Anschluß daran als Perso­
nalrat smitglied zurückgetreten.

Wegen eines Verstoßes gegen Ziffer 28 der Dienstan­
weisung "Autobus" wurde der Kläger auf Betreiben und mit 
Zustimmung des Personalrats mit dem ihm am 3. Februar 1977 
zugegangenen DienstStrafbescheid vom 31* Januar 1977 ohne 
Änderung seiner Lohngruppe strafweise zum Betriebshof 
H versetzt. Dort wird er nicht mehr als Ran­
gierer, sondern als sogenannter "Einmannfahrer" eingesetzt. 
Seine Zulage beträgt seither nurmehr 12 v.H.

Anlaß für die strafweise Versetzung war ein Vorgang 
vom 7* Januar 1977« An diesem Tage trat der Kläger um 
13.30 Uhr seinen Dienst im Betriebshof Z an.
Gegen 14.45 Uhr suchte er aus dienstlichen Gründen das 
Dienstzimmer des Betriebshofvorstehers auf. Dort befanden 
sich der Personalratsvorsitzende sowie der Mitarbeiter 
R , der im kleinen Kreis sein 25-jähriges Dienst­
jubiläum feierte. R forderte den Kläger auf, mit
ihm anzustoßen, was dieser jedoch ablehnte. Nach Erledi-
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gung der dienstlichen Angelegenheiten begab sich der 
Kläger erneut in das Dienst zimmer und trank dort auf 
eine entsprechende Aufforderung des Mitarbeiters 
£ und mit ausdrücklicher Billigung des eben­
falls anwesenden BetriebshofVorstehers drei kleine Glas 
Weinbrand und eine Flasche Bier. Im Anschluß daran 
ließ er sich, da er sich nieht wohlfühlte, vom Dienst 
ablösen und nach Hause fahren. Am Abend des gleichen 
Tages fuhr der Kläger dann mit seinem 15-jährigen Sohn 
und einem Bekannten zum Betriebshof, um seinen Wagen 
abzuholen. Da der Bekannte das Betriebsgelände nicht 
betreten durfte, fuhr der Sohn des Klägers den PKW vom 
ßangierraum bis zur Hofausfahrt. Dort übernahm der Be­
kannte den Wagen. Der Kläger benötigte seinen PKW u.a. 
deshalb dringend, weil er damit seinen anderen, zu 80 % 
schwerbehinderten 24-jährigen Sohn fahren muß.

Im Hahmen des Disziplinarverfahrens wurden zur Auf­
klärung des Sachverhalts der Kläger und - ohne allerdings 
dem Kläger Gelegenheit zur Teilnahme zu geben - die Mit­
arbeiter H und ß protokollarisch vernom­
men.

Mit der am 17« Februar 1977 erhobenen Klage begehrt 
der Kläger die Feststellung der Unwirksamkeit der durch j 
Dienststrafbescheid ausgesprochenen Versetzung. Er ist

ider Ansicht, daß die Maßnahme bereits deshalb unwirksam 
sei, weil das beklagte Land gegen § 11 Abs. 3 der Dienst- j 
und Disziplinarordnung für die Angestellten und Arbeiter 
des Landes und der Stadt Berlin i.d.F. vom 17. Mai 1974- 
(DDO) verstoßen habe. Die Vernehmungen seien durchgeführt 
worden, ohne ihm Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben.
Die Maßnahme verstoße auch gegen den Grundsatz der Ver- 
hältnismäßigkeit. Es hätte nämlich berücksichtigt werden 
müssen, daß der Betriebshofvorsteher sein Verhalten aus­
drücklich gebilligt und er danach auch keinen Dienst 
mehr verrichtet habe. Auch sei gegen keinen anderen 
Teilnehmer der Jubiläumsfeier eine Disziplinarmaßnahme
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verhängt worden. Obwohl er weiterhin Lohn nach der gleichen 
Lohngruppe erhalte, belaste ihn die Versetzung auch finan­
ziell, da sich infolge der Änderung der Tätigkeit seine 
ruhegehaltsfähige Zulage verringert habe. Auch drohe ihm 
eine frühere Verkehrsdienstuntauglichkeit.

Der Kläger hat daher beantragt
festzustellen, daß seine mit Dienststrafbescheid 
vom 31- Januar 1977 ausgesprochene strafweise 
Versetzung zum Betriebshof H un­
wirksam ist.

Das beklagte Land hat Klagabweisung beantragt und aus­
geführt, daß die Maßnahme angemessen sei, zumal normalerweise 
ein Busfahrer, der Alkohol trinke, mit seiner Entlassung 
rechnen müsse. Auch der Kläger gehöre zum Fahrdienstpersonal 
im Sinne der Verordnung über den Betrieb von Kraftfahrunter­
nehmen im Personenverkehr (BO-Kraft). Aus diesem Vorfall 
sei auch ersichtlich, daß der Kläger sich den früheren Ver­
weis vom 16. Dezember 1976 nicht habe zur Warnung dienen 
lassen. Disziplinarmaßnahmen gegen andere Teilnehmer seien 
deshalb unterblieben, weil diese entweder nicht unter Zif­
fer 28 der Dienstanweisung “Autobus" fielen oder - wie im 
Falle des BetriebshofvorStehers - das Verfahren wegen Er­
krankung ausgesetzt sei. Das Disziplinarverfahren selbst 
sei ordnungsgemäß durchgeführt worden. Eine informatorische 
Anhörung von Zeugen müsse auch in Abwesenheit des Betroffenen 
gestattet sein.

Das Arbeitsgericht hat der Klage stattgegeben. Das 
Landesarbeitsgericht hat die Berufung des beklagten Landes 
zurückgewiesen. Mit der zugelassenen Revision verfolgt das 
beklagte Land seinen Klagabweisungsantrag weiter. Der 
Kläger beantragt Zurückweisung der Revision.

Entscheidungsgründe:
Die gemäß § 72 Abs. 1 Satz 1 ArbGG a.F., § 121 Abs. 3 

ArbGG n.F. zulässige Revision ist nicht begründet.
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Das Landesarbeitsgericht hat mit im Ergebnis zutref­

fender Begründung die mit Dienststrafbescheid vom 31• Januar 
1977 angeordnete strafweise Versetzung des Klägers zum 
Betriebshof H , die allein Gegenstand des
vorliegenden Rechtsstreits ist, als unwirksam angesehen.
Der nach § 256 Abs. 1 ZPO unbedenklich zulässigen Klage 
(vgl. BAG AP Ir. 40 zu § 256 ZPO) ist daher von den Vor­
instanzen zu Recht stattgegeben worden.

Rechtsgrundlage der strafweisen Versetzung des Klägers 
gemäß Dienststrafbescheid vom 31. Januar 1977 ist die 
Dienstvereinbarung über die Dienst- und Disziplinarordnung 
für die Angestellten und Arbeiter des Landes und der Stadt 
Berlin (DDO) in der Passung vom 17- Mai 1974- (vgl. über die 
Zulässigkeit von Betriebsbußenordnungen BAG 20, 79 = AP 
Nr. 1 zu § 56 BetrVG Betriebsbuße; BAG AP Nr. 1 zu § 87 
BetrVG 1972 Betriebsbuße; BAG AP Nr. 1 zu § 54 BMT-G II). 
Nach § 9 Abs. 1 DDO kann danach "gegen Arbeitnehmer, welche 
die Rechtsvorschriften, die die Ordnung und das Verhalten 
der Arbeitnehmer im Dienst regeln und auf das Arbeitsver­
hältnis anzuwenden sind, oder die vorstehenden Vorschriften 
schuldhaft verletzen", eine Disziplinarmaßnahme (Verweis, 
Versetzung, Entlassung) verhängt werden. Bezug genommen 
wird damit auch auf die Dienstanweisung "Autobus", gegen 
deren Ziffer 28 (Alkoholverbot während des Dienstes) der 
Kläger verstoßen hat. Das folgt zwingend aus § 3 Abs. 2 
DDO, wonach die Arbeitnehmer den "dienstlichen Anordnungen", 
worunter auch eine schriftliche Dienstanweisung zu ver­
stehen ist, nachzukommen haben. Alle Verstöße gegen die 
Dienstanweisung "Autobus" sind demzufolge mit einer 
Disziplinarstrafe im Sinne des § 9 DDO bedroht.

Der Senat verkennt nicht, daß rechtsstaatliche Beden- - 
ken gegen die Regelung der Disziplinarmaßnahmen der DDO 
nicht von der Hand zu weisen sind. Denn zur rechtswirksamen 
Verhängung einer Betriebsbuße und damit zur Hechtswirksam­
keit einer Betriebsbußenordnung, gegen deren Zulässigkeit 
bei Einhaltung bestimmter Voraussetzungen grundsätzlich 
keine Vorbehalte bestehen, gehört u.a., daß die sanktionier-
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ten Tatbestände eindeutig normiert sind (vgl, dazu die 
grundlegende Entscheidung BAG 20, 79 = AP Nr. 1 zu § 56 
BetrVG Betriebsbuße). Im Hinblick darauf, daß nach § 9 
Abs. 1 in Verb, mit § 3 Abs. 1 DDO alle schuldhaften 
Verstöße gegen die außerordentlich umfangreiche Dienst­
anweisung "Autobus" mit einer Betriebsbuße bedroht werden, 
sind zumindest Zweifel angezeigt, ob im Sinne des Rechts- 
staatsprinzipes eine Voraussehbarkeit der angedrohten 
Sanktionen tatsächlich noch als gewährleistet angesehen 
werden kann. Allerdings kann auch nicht unberücksichtigt 
bleiben, daß es für einen Kraftfahrer zur selbstverständ­
lichen Pflicht aus dem Dienst- und Arbeitsvertrag gehört, 
während des Dienstes keine alkoholischen Getränke zu 
sich zu nehmen. Davon mußte auch der Kläger, der als Ran­
gierer ebenfalls den Kraftfahrern zuzurechnen ist, aus­
gehen. Insoweit ist es für den Kläger somit ohne weiteres 
voraussehbar gewesen, daß sein Verstoß gegen Ziffer 28 
der Dienstanweisung "Autobus" Sanktionen im Sinne von § 9 
DDO auslösen kann.

Vorliegend bedarf es jedoch keiner abschließenden Ent­
scheidung darüber, ob die DDO aus den dargelegten Gründen 
wirksam oder unwirksam ist. Denn selbst wenn unter Zurück­
stellung der aufgezeigten Bedenken von der Wirksamkeit der 
DDO ausgegangen wird, ist nämlich dem Landesarbeitsgericht 
darin beizupflichten, daß die strafweise Versetzung schon 
deswegen unwirksam ist, weil das beklagte Land gegen die 
grundlegenden Verfahrensvorschriften des § 11 Abs. 3 DDO 
verstoßen hat. Die rechtswirksame Verhängung einer Betriebs­
buße setzt voraus, daß ein rechtsstaatliches ordnungsgemäßes 
Verfahren nicht nur vorgesehen ist, sondern auch eingehalten 
wird (BAG 20, 79 = AP Nr. 1 zu § 56 BetrVG Betriebsbuße).
Dem Kläger ist zwar im Sinne des § 11 Abs. 2 DDO Gelegen­
heit gegeben worden, sich vor der Verhängung der Disziplinar­
strafe zu rechtfertigen. Auch ist er ausweislich des Ver­
nehmungsprotokolls ausdrücklich darauf hingewiesen worden, 
daß er im Rahmen eines Disziplinarverfahrens gehört wird
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und das Recht hat, sich durch einen Rechtsanwalt, Gewerk­
schaftsvertreter oder ein Mitglied des Personalrats ver­
treten zu lassen. Dem Kläger ist aber entgegen § 11 Abs. 3 
DDO keine Gelegenheit eingeräumt worden, an den Vernehmungen 
dritter Personen teilzunehmen. Zu der Vernehmung des Mit­
arbeiters H ist er nicht geladen und über das Ergeb­
nis dieser Vernehmung auch nicht unterrichtet worden.
Ebenso ist eine Unterrichtung des Klägers über die Ver­
nehmung des unaufgefordert erschienenen und vernommenen 
Mitarbeiters R unterblieben. Gründe, die es im
Sinne des § 11 Abs. 3 Satz 3 DDO gerechtfertigt hätten, 
den Kläger von der Teilnahme an den Vernehmungen auszu­
schließen, sind weder vorgetragen noch ersichtlich. Da somit 
das beklagte Land gegen die in § 11 Abs. 3 DDO selbst auf­
gestellten rechtsstaatlichen Verfahrensgrundsätze verstoßen 
hat und insoweit das rechtliche Gehör des Klägers nicht ge­
wahrt worden ist, kann die mit DienstStrafbescheid vom 31. 
Januar 1977 verfügte StrafVersetzung des Klägers zum Be­
trieb shof H demnach keinen Bestand haben.
Mit Recht vermerkt das Landesarbeitsgericht in diesem Zu­
sammenhang, daß sich das beklagte Land nicht darauf berufen 
kann, bei der ausgesprochenen Dienststrafe nur die Einlas­
sung des Klägers selbst berücksichtigt zu haben. Abgesehen 
davon, daß es sich hierbei um eine kaum nachprüfbare Be­
hauptung handelt, kommt es darauf, ob die zu Protokoll er­
klärten Angaben der Mitarbeiter R und H
tatsächlich nicht berücksichtigt worden sind, auch gar 
nicht an. Selbst bei einem im wesentlichen unstreitigen 
Sachverhalt kann es dem Arbeitgeber nicht überlassen bleiben 
zu beurteilen, ob der Beschuldigte zu den Angaben der Zeu­
gen Stellung nehmen und zu seiner Rechtfertigung noch er­
gänzende oder richtigstellende Ausführungen machen will.
Mit dem Hinweis, daß der Sachverhalt ohnehin aufgeklärt 
und unstreitig ist, können und dürfen dem Beschuldigten 
die sich aus § 11 Abs. 3 DDO ergebenden Rechte nicht be­
schnitten werden. Entscheidend ist allein die objektive 
Einhaltung der vorgesehenen rechtsstaatlichen Verfahrens-
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grundsätze. Jede andere, auf subjektive Merkmale abgestell­
te Betrachtungsweise würde der Möglichkeit, daß auch un­
sachliche Momente mit einfließen können, Eaum geben, solche 
jedenfalls nicht ausschließen und damit vom rechtsstaatli­
chen Standpunkt aus bedenklich sein. Die Disziplinarstrafe 
ist demnach unwirksam, da objektiv feststeht, daß die in 
der Betriebsbußenordnung festgelegten rechtsstaatlichen Ver­
fahrensgrundsätze nicht eingehalten worden sind.

Das Landesarbeitsgericht hat die Dienststrafe im übrigen 
auch deswegen als unwirksam angesehen, weil nach Abwägung 
der gesamten Umstände die strafweise Versetzung des Klägers 
nicht den Grundsätzen der Verhältnismäßigkeit entspricht. 
Abgesehen von den finanziellen Nachteilen und der Gefahr 
einer früher eintretenden Verkehrsdienstuntauglichkeit bei 
einem sogenannten Einmannfahrer hat das Landesarbeitsgericht 
zu Gunsten des Klägers insbesondere berücksichtigt, daß 
der Kläger mit ausdrücklicher Billigung seines Vorgesetzten 
Alkohol zu sich genommen und sich danach wegen Dienstun­
fähigkeit vom Dienst hat ablösen lassen. Wenn daher das Lan­
de sarb eit sgericht nach Abwägung aller dieser Umstände in 
Übereinstimmung mit dem Arbeitsgericht zu dem Ergebnis 
kommt, daß die Strafversetzung im Sinne einer fehlerfreien 
Ermessensausübung nicht verhältnismäßig ist (BA.G 24, 8 =
AP Nr. 31 zu § 611 BGB Dienstordnungs-Angestellte, vgl. 
dazu auch BAG 20, 79 = AP Nr. 1 zu § 56 BetrVG Betriebs­
buße), so sind diese ohnehin nur beschränkt nachprüfbaren 
Ausführungen des Landesarbeitsgerichts revisionsrechtlich 
nicht zu beanstanden.

Die mit DienstStrafbescheid vom 31. Januar 1977 ver­
fügte Strafversetzung des Klägers ist somit aus allen 
diesen dargelegten Gründen unwirksam. Ob die Versetzung 
einzelvertraglich als eine in Ausübung des Direktions­
rechts des Arbeitgebers erfolgte Maßnahme angesehen und 
aufrechterhalten werden kann, ist nicht Gegenstand des vor­
liegenden Rechtsstreits.

- 9 -

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 9 -
Die Kostenentsckeidung beruht auf § 97 Abs. 1 ZPO.

gez.: Dr. Neumann Dr. Etzel Dr. Röhsler
Dr. Börner Oskar Rudolf
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